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BESCHLUSS 

7 V 56/1 1 

In dem Verfahren 

Antragste ller, 

Proz.-Bev.: Rechtsanwalt Dr. Jur. Jörg Wegner, Am Wall192, 28195 Bremen, - ·,-303/11 -

gegen 

Finanzamt Wilhelmshaven, Rathausplatz 3, 26382 Wilhelmshaven , -70/018/25701 -

Antragsgegner, 

wegen Eintragungen auf der Lohnsteuerkarte (Änderung der Steuerklasse) 
{Aussetzung der Vollziehung) 

hat das Niedersächsische Finanzgericht- 7. Senat-am 7. Dezember 2011 durch 

die Vorsitzende Richterin am Finanzgericht 
den Richter am Finanzgericht 
den Richter am Finanzgericht 

beschlossen: 

Gascard, 
Dr. Balke und 
lntemann 

Im Rahmen eines Antrags auf Aussetzung der Vollziehung ·wird 
der Ant~agsgegner angewiesen, dass die Lohnsteuerklasse 111 auf 
der Lohr.steuerkarte des Antragstellers für das Jahr 2011 einge­
tragen wird. 

Die Kosten des Vertahrens hat der Antragsgegner zu tragen. 

Die Beschwerde wird zugelassen. 

, : 
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Gründe 

l. 

Der .ö..ntragstelle; begehrt' tm Rahmen eines Antrags auf Aussetzung der Vollziehung die 
Eintragung der Lohnsteu8rklasse II i auf der Lohnsteuerkarte für das Jahr 201 1. 

Der Antragsteller lebt Sb1 ~ dem 18. Juni 2010 in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
mit seinem Lebensgefahrten ] 0 • . Die beiden Lebenspartner leben nicht 
dauernd getrennt und s:"d beide unbeschränkt steuerpflichtig. Der Antragsteller erzie lt als 
Arbeitnehmer Einkünfte leus nichtselbstständiger Arbeit gemäß§ 19 Einkommensteuerge­
setz (EStG) und erhielt für das Kalenderjahr 2010 eine Lohnsteuerkarte, auf der die 
Lohnsteuerklasse I für nk:ht verheiratete Steuerpflichtige eingetragen war. 

Mit Schreiben vom 24 . . .:..ugust 2010 beantragte der Antragsteller die Lohnsteuerkarte 
2010 dahingehend zu ar:dern, dass statt der Steuerklasse I die Steuerklasse 111 eingetra­
gen wird . Diesen Antrag lehnte der Antragsgegner mit Bescheid vom 31 . P1ugust 2010 ab. 
Den dagegen erhobener: Einspruch wies der Antragsgegner mit Einsprud1sbescheid vom 
17. Februar 2011 zurück 

Der Antragstel ler beantrrgte mi: Schreiben vom 10. Dezember 201 0 die Änderung der 
Lohnsteuerklasse sowo~~~ auf der Lohnsteuerkane für 2010 als auch für 2011. Den Antrag 
wies der Antragsgegne ·· durch Bescheid vom 14. Dezember 2010 zurück. Hiergegen legte 
der Antragsteller mit St::hreJben vom 7. Januar 201 1 Einspruch ein und stell te gleichzeitig 
einen Antrag auf Ausse.tzung der Vollziehung mit dem Ziel, auf der Lohnsteuerkarte 2011 
die Lohnsteuerklasse lil vor läufig einzutragen . Die Einsprücne des Antragstellers lehnte 
der Antragsgegner mit Bescheid vom 17. Februar 2011 ab; die Klage hiergegen ist unter 
dem Aktenzeichen 7 K '55/11 noch anhängig . Den Antrag auf Aussetzung der Vollziehung 
lehnte der Antragsgegr.-::-r mit Bescheid vom 17. Februar 2011 ab. Daraufhin stellte der 
Antragsteller beim Ge!· cht einen Antrag auf Aussetzung der Vo llziehung gemäß § 69 

Abs. 3 FGO. 

Der Antragsteller vertritt :die Auffassung, dass es verfassungsrechtlich nach der Entschei­
dung des Bundesverfai>Sungsger~chts zur G leichstellung der eingetragenen Lebenspart­
nerschaft mit der Ehe (Besch luss des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 2009 
- 1 BvR 1164/07) geboten ist, auch bei einer eingetragenen Lebenspartnerschaft den 
Lohnsteuerabzug bei e'nem der Lebenspartner unter Berücksichtigung der Lohnsteuer­

klasse 111 vorzunehmen. ' 

Der Antragsteller bea~tr?gt , 

im Wege der Aussetzung der Vo llziehung der Bescheide der 
Antragsgegnerin vom 31 . Augus'l 2010 und 14. Dezember 
2010 in der Gestalt der Einspruchsbescheids des Finanz­
amts Wi!helmshaven vom 17 . Februar 2011 gemäß § 69 
Abs . 3 FGO anzuordnen , dass in die Lohnsteuerkarte 2010 
des Antragstellers vorläufig die Lohnsteuerklasse 111 einzu­
tragen und die Lohnsteuerklasse des Antragstellers für das 
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Jahr 2011 ebenfalls vorläufig mit Lohnsteuerklasse 111 einzu­
tragen. 

Der Antragsgegner beantragt, 

den Antrag abzulehnen. 

Der Antragsgegner vertritt dte Auffassung, dass nach der insoweit eindeutigen gesetzli­
chen Regelung nur bei Ehegatten LS .d. § 26, 26b Einkommensteuergesetz (EStG) ein 
Lohnsteuerabzug unter Berücksichtigung der Lohnsteuerklasse llt zulässig sei. Die ge­
setzliche Regelung sei auch nicht unter verfassungskonformer Auslegung auf die Le­
benspartner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft auszudehnen. Die vom Antragstel­
ler ins Feld geführt~? Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts sei zur Erbschaftsteu­
er ergangen und· könne daher nicht auf die einkommensteuerliche Behandlung des hier 
streitigen Sachverhalts übertragen werden . 

II. 

Der Antrag ist begrundet 

1. Der Senat legt den Antrag rechtsschutzwahrend dahingehend aus, dass der Antragstel­
ler nUr die Änderung der Steuerklasse für das Jahr 2011 begehrt. Nachdem die 
Lohnsteuerkarte nach § 39 Abs. 1 Satz 1 letzter Halbsatz letztmalig für das Kalende~ahr 
2010 ausgestent wird, bildet die Lohnsteuerkarte 2010 gemäß § 52b Abs. 1 Satz 1 EStG 
die Grundlage des Lohnsteuerabzugs vom Arbeitslohn auch für das Streitjahr 2011 . Die 
Lohnsteuerklasse lll ist daher auf der Lohnsteuerkarte für das Kalenderjahr 2010 einzu~ 
tragen, so dass der Arbeitgeber des Antragstellers den Lohnsteuerabzug unter Berück­
sichtigung der Lohnsteuerklasse ll l im Streitjahr vornehmen kann. Unter Berücksichtigung 
dieser Ausgangslage ist das Begehren auf Änderung der Lohnsteuerkarte 2010 nach Auf­
fassung des Senah dahingehend zu verstehen, dass die Änderung der Lohnsteuerkarte 
201 0 beanti"agi wird , um den Lohnsteuerabzug für das Jahr 2011 unter Berücksichtigung 
der Lohnsteuerklasse 111 zu ermöglichen. Würde der Antrag so verstanden, dass die Än­
derung der Lohnsteuerklasse zur Korrektur des Lohnsteuerabzugs für 2010 begehrt wird, 
wäre der Antrag wegen Zeitablaufs als unzulässig zurückzuweisen. 

2. Der Antrag ist zulässig, da die Berücksichtigung der Lohnsteuerklasse 111 im Lohnsteu­
erabzugsverfahren im Wege eines Antrags auf Aussetzung der Vollziehung geltend zu 
machen ist (z.B. Beschluss des Bundesfinanzhofs- BFH - vom 8. Juni 2011 - 111 B 210/10, 
BFH/NV. 2011, 1692 m.w.N,). 

3. Die Aussetzung der Vollziehung soll gemäß § 69 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. Abs. 3 Satz 1 
zweiter Halbsatz PGO erfolgen, wenn ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des ange­
fochtenen Verwaltungsaktes bestehen oder wenn die VoHziehung für den Betroffenen 
eine unbillige, nicht .durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene Härte zur Folge 

hätte. 

Ernstliche Zweifel · an der Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsaktes bestehen, wenn bei 
summarischer Prüfung des angefochtenen Verwaltungsaktes neben für die Rechtmäßig-
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keit sprechenden Umstä:.•den gewichtige, gegen die Rechtmäßigkeit des angefochtenen 
Verwaltungsaktes spre r.:h.ende Gründe zutage treten, die Unentschiedenheit oder Unsi­
cherheit in der BeurtetiU 19 von Rechtsfragen oder Unklarheiten in der Beurteilung von 
Tatsachen bewirken . (vgl. Beschlüsse des Bundesfinanzhofs BFH vom 
10. Februar 1984 111 8 40/83, BStB l II 1984, 454 und vom 30 Dezember 1996 I B 61 /96 , 
BStBIII 1997, 466). Solche Umstände sind im vorliegenden Fall gegeben. 

Bei der im Aussetzungs \;arfahren gebotenen summanseilen Prüfung bestehen ernstliche 
Zweife l an der Rechtmj;C-Jgkeit des angefochtenen Verwa itungsaktes . weil die Beschrän­
kung des Lohnsteuerabi.:.Jgs unter Berücksichtigung der Lohnsteuerklasse lll auf Ehegat­
ten i.S.d. §§ 26, 26b E3~G unter Ausschluss der eingetragenen Lebenspartnerschaft aus 
verfassungsrechtlicher Sicht zweifelhaft ist. 

Nach § 38b EStG werd~ :: für die Durchführung des Lohnsteuerabzugs unbeschränkt ein­
kommensteuerpflichtige .~rbeitnehmer in Steuerklassen eingereiht. Jn die Steuerklasse I 
gehören Arbeitnehmer. die ledig sind oder verheiratet , verwitwet oder geschieden sind 
und bei denen die Vor.aussetzungen für die Steue rklasse lU oder IV nicht erfü llt sind 
(§ 38b Satz 2 Nr. 1 EStG) . ln die Steuerklasse 11 1 gehören Arbeitnehmer, die verheiratet 
sind , wenn belde Eheg~.ien unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dau­
ernd getrennt leben und der Ehegatte des Arbeitnehmers ke1nen Arbeitslohn bezieht oder 
der Ehegatte des Arbeitnehmers auf Antrag beider Ehegatten in die Steuerk~asse V einge­
re iht wird (§ 38b Satz L. . Nr. 3 Buchstabe a ES tG). Nach der gesetzlichen Regelung des 
§ 38b EStG ist der Antr~gstell er zwar in die Steuerk;asse I einzuordnen, weil er die Vor­
aussetzungen des § 381:.; Satz 2 Nr. 3 Buchstabe a EStG nicht erfüllt, da er nicht verhe ira­
tet ist. Der Gesetzgete;· hat die Eingruppierung eines Arbeitnehmers in die Steuerklas­
se lll ausdrücklich auf. Ehegatten beschränkt , die beide un beschränkt steuerpfl ichtig sind 
und nicht dauernd getr e ~mt leben. Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft sind 
vom WarHaut der Vorschrift nicht erfasst. Eine entsprechende Anwendung der Vorschrift 
is ~ mangels einer bewussten Regelungslücke des Gesetzgebers nicht möglich (Urteil des 
BFH vom 26. Januar 20·~ ·6 -111 R 51 /05 , BStBi ll 2006, 515). 

Das Bundesverfassungs9ericht (BVerfG) hat aber in der Zwischenzeit in einem Verfahren 
zur Erbschaft- und Schenkungsteuer entschieden, dass es gleichheitsrechtlich geboten 
ist, Partner einer ein81i!t~agenen Lebenspartnerschaft mit Ehegatten einer Ehe gleichzu­
stellen. Gehe die Förderung der Ehe mit einer Benachteiligung anderer Lebensformer. 
einher, obgleich diese nach dem geregelten Lebenssachverhalt und mit der Normierung 
verfolgten Zielen der Ehe verg leichbar seien, rechtfertigt die bloße Verweisung auf das 
Schutzgebot der Ehe E- iner solchen Differenzierung nicht (Beschluss des BVerfG vom 
21. Ju li 2010- 1 BvR 611/07 , 1 BvR 2464/07 , OStR 2010, 1721). Die Ausführungen des 
BVerfG zur Ungleichbenandlung von Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft im Erb­
schaftsteuer- und Sch:;:;r.kungsteuergesetz a .F . fünren nach der Überzeugung des Senats 
dazu, dass auch die vdrliegende Ungleichbehandlung dieser unterschiedlicher: Lebens­
formen im Einkommensteuerrecht ernstl ich zweifelhaft ist. Die Rechte und Pflichten, die 
zwischen Partnern einer eingetragenen Lebenspartnerschaft bestehen , sind mit den Ver­
pflichtungen ZVI!ischen· l;hepartnern vergleichbar. Es hande~t sich um eine auf Dauer an­
gelegte, rechtlich ve!iE-'.!itigte Partnerschaft bei der die Partner schon zu Lebzeiten am 
Vermögen des anderer\ partiz ipieren (Beschluss des BVerfG vom 21 . Ju li 2010 - 1 BvR 
611/07 1 BvR 2464/07 Tz. 95, DStR 2010. 1721 ). Diese Vergleichbarkeit von eingetra-, r 
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gener Lebenspartnerschaft und Ehe, die insbesondere auch für den Bereich der Unter­
haltsverpflichtungeil besteht, lässt es unter gleichheitsrechtlichen Gesichtspunkten ernst­
lich zweifelhaft erscneinen, dass der laufende Lohnsteuerabzug nur bei Ehegatten und 
nicht bei Partnern einer eingetragenen Lebenspartnerschaft nach der Steuerklasse 111 
vorgenommen werden kann. 

Darüber hinaus bestehen schon ernstl iche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefoch­
tenen Verwaltungsakts im Sinne des § 69 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 2 FGO, weil 
verschiedene Finanzgerichte mit gewichtigen Gründen Zweifel an der Verfassungsmäßig­
keit der Versagung der Zusammenveranlagung für eingetragene Lebenspartnerschaften 
gemäß §§ 26 ff. EStG geäußert haben und die Frage höchstrichterHch noch nicht ent­
schieden wurde (vgl . Beschluss des BFH vom 8. September 2009 II B 63109, BFH/NV 
2010, 68) . Mehrere Finanzgerichte haben im Verfahren wegen Aussetzung der Vollzie­
hung Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Regelung zum Ehegatten-splitting geäu­
ßert. Der 3. Senat des Niedersächsischen FG hat durch Beschluss vom 15. Juni 2011 3 V 
125/11 Uuris) Auss~~ung der Vollz iehung gewährt und die Beschwerde zugelassen (Ak­
tenzeichen des BFH: 111 B 134/11). Der 10. Senat des Niedersächsischen FG tei lt diese 
Auffassung {Beschluss vom 9. November 2010 10 V 309/10, DStRE 2011, 675). Weiter 
haben der 3. Senat des FG Nümberg im Beschluss vom 16. August 2011 3 V 868/11 so­
wie der 9. Senat des FG Baden-WOrttemberg im Beschluss vom 16. Mai 2011 9 V 
1339/11 und der 3. Senat des FG Baden-Württemberg in den Beschlüssen vom 12. Sep­
tember 2011 3 V 2820/11 und vom 2. Dezember 2011 3 V 3699/11 ernstliche Zweifel be- · 
jaht. Ebenso hält e~ der 13. Senat des Niedersächsischen FG (Beschluss vom 1. Dezem­
ber 2010 13 V 23 /1 0; juris) aus verfassungsrechtlichen Gründen für geboten, auch Part­
ner einer eingetra enen Lebenspartnerschaft in die Steuerklasse 111 einzuordnen. Dage­
gen haben das F München durch Beschluss vom 5. August 2010 8 V 1107/10 (EFG 
2011 , 67), der 12. Senat und der 4. Senat des FG. Baden-Württemberg durch Beschlüsse 
vom 8. Juni 201 12 V 1468/1 1 (EFG 201 1, 1619) und vom 7. Dezember 2011 4 V 
191'9/11 keinen ei stweiligen Rechtsschutz gewährt. 

Die Frage, ob d~e Entscheidung des BVerfG zu ernstlichen Zweifeln an der Verfassungs­
mäßigkeit der·§ . c ff. des Einkommensteuergesetzes (EStG) Anlass gibt, ist höchstrich­
terlich nicht ents . ieden. Die BFH-Beschlüsse vom 23. Mai 2011 111 B 211/10 (juris) und 
vom 8. Juni 2011 11 1 B 210/10 (juris) haben die materielle Rechtsfrage aus anderen Grün­
den offen gelass n. Zuletzt hält auch der BFH die Rechtslagetrotz seiner früheren Urteile 
für nicht endgülti geklärt (so schon BFH-Beschluss vom 14. Dezember 2007 111 8 25/07, :. 
BFH/NV 2008, 7 9). Zwar hat der BFH in der Vergangenheit die steuerliche Ung leichbe­
handlung eingetr gE:mer Lebenspartnerschaften beim Veranlagungswahlrecht wegen der 
Förderung von he und Familie durch Art. 6 Abs. 1 GG für gerechtfertigt angesehen 
(BFH-Urteile vo 26. Januar 2006- 111 R 51105 , BStBI II 2006, 515; vom 20. Juli 2006 - 111 
R 8/04, BStBI II 006, 883; vom 19. Oktober 2006 lll R 29/06, BFH/NV 2006, 63). Jedoch 
hat das BVerfG i seinem Beschluss vom 21 . Juli 2010 (1 BvR 611/07, 1 BvR 2464/07, 
Tz. 91) ausdrüc l:ich ausgesprochen, dass allein die grundgesetzliche Schutzpflicht aus 
Art. 6 GG für E und Familie eine Ung leichbehandlung nicht rechtfertigen kann. Somit 
muss der BFI-J · _ine bisherige Rechtsprechung zur steuerl ichen Schlechterstellung der 
eingetragenen L t-enspartnerschaft im Einkommensteuerrecht überdenken. Denn es ist 
nunmehr zweifef aft, ob das tragende Argument dieser Entscheidungen - nämlich die 
grundgesetztich .fchutzpflicht für Ehe und Familie aus Art. 6 GG- als Rechtfertigung der 
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Ungleichbehandlung einer Überprüfung durch das BVeriG noch Stand halten wird . Daher 
muss der Senat derzeit für die Annahme ernstlicher Zweifel nicht abschließend entsche i­
den, ob er selbst §§ 26 ff. EStG für verfassungswidrig hält. Für ihn genügt derzeit die 
Feststellung, dass in der FinanzgerichtsbarKeit zu dieser Rechtsfrage unterschiedliche 
Auffassungen vertreten :Nerden und über die Rechtsfrage unter Berücksichtigung der 
neuen Rechtsprechuna d~s BVerfG und des EuGH höchstrichterlich noch nicht entschie-- . 
den wurde . -

Es kann auch dahin stehen, ob die Aussetzung der Vo llziehung nur zu gewähren is·, 
wenn das Aussetzung~ir. teresse des Antragste llers nicht hinter ein überwiegendes öffent­
liches Interesse zurück· trit1 (für eine Pfl icht zur Abwägung z.B. Beschluss des BFH vom 
1. Apri l 2010 II B 168/09. BStBI II 2010 , 558 , gegen eine Pflicht zur Abwägung z.B. Nie­
dersächsisches FG, Beschluss vom 6. Januar 2011 7 V 66/10, EFG 2011, 827; offen ge­
lassen z .B. BFH-Beschlüsse vom 5. März 2001 IX B 90100, BFHE 195, 205, BStBIII 2001 
, 405; vom 22.0ezemb-ec 2003 IX 8 177f02, BFHE 204 , 39 , BStBII I 2004, 367; vom 31 . 
Januar 2007 VIII B 219/06 , BFH!NV 2007 , 914; vom 23. August 2007 VI B 42/07, BFHE 
218, 558, BStBI II 2007 , 799; vom 25. August 2009 VI 8 69109, BStBI II 2009, 826) . Im 
hier streitigen Verfahre:~ ' überwiegt das Interesse des Antragstellers auf Vornahme des 
Lonnsteuerabzugs unter ~erücksicht igung der Lohnsteuerklasse 11 1 das öffentliche Inte­
resse an einer geordneten Haushaltsführung. Angesichts der zu erwartenden geringen 
Zahl von Fällen betroffer;er eingetragener Lebenspartnerschaften sind die haushaltswirk­
samen Auswirkungen eir.~s geringeren Lohnsteuerabzugs für eine geordnete Haushalts­
führu:-,g ohne Bedeutung (a. A. FG Badan-Württemberg , Beschluss vom 7. Dezember 
201 1 4 V 1910/11; FG München, Beschluss vom 5. August 2010 8 V 1107/'10, EFG 2011, 
67) . 

4 . Die Beschwerde wird wegen grundsätzlicher Bedeutung zuge lassen (§ 128 Abs. 3 
LV.m. § 115Abs. 2 N. l FGO). Die Kostenentscheidung beruht auf§ 135Abs. 1 FGO. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss stehq len Beteiligten nach§ 128 Ans. 3 FGO die B e s c h w e r d e zu. 

Oie Beschwerde ist bei dem Niedersächsischen Finanzgericht schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds­
beamten der Geschäftsstelle ~nnerhalb von z w e i W c c h e n nach Zustellung des vollständigen Be­
schlusses einzulegen. Die Frist ist auch gewahrt . wenn die Beschwerde innerhalb der genannten zwei Wo­
chen beim Bundesfinanzhof eingeht. 

Die Beschwerde kann auch über den elektron ischen Gerichtsbrietkasten des Bundesfinanzhofs eingelegt und 
begründet werden, der über die vom Bundesfinanzhof zur Veriügung gestellte Zugangs- und Übertragungs­
software erreichbar ist. Die Sofuvare ka nn über die lnternetse tte .www bundesfinanzhof.de" lizenzkostenfrei 
heruniergeladen werden . Hier beftnden sich auch weitere Informationen über die Einzelh€ite_n des Verfa hrens. 
das nach der Veroranung der Bundesregierung über den elektronischen Rechtsverkehr betm BundesvervJal­
tungsgericht und beim Bundesfinanzhof vom 26. November 2004 (BGBI. I S. 3091 ) einzuhalten ist. 

Bei der Einlegung und Begründung der Beschwerde sowie in dem weiteren Verfahren vor dem Bundesfinanz­
hof muss sich jeder Beteiligte durch einer. Steuerberater, einen Steuerbevollmächtigten. e1nen Rechtsanwalt, 
einen niedergelassenen europäischen Rechtsanwalt , einen Wirtschaftsprüfer oder einen vereidigten Buchprü­
fer als Bevollmächtigten vertreten lassen. Zur Vertretung berechtigt sind auch Steuerberatungsgeselischafte:<, 
Rechtsanwaltsgesellschaften, Winschaftsprüfungsgesellschaften und Buchon.ifungsgesellschaften ~ow1e 
Partnerschaftsgesellschaften. 'die durch einen der in dem vorherigen Satz aufgeführten Berufsangehangen 
tätig werden. Juristische Personen des öffentlichen Rechts ur1d Behörd€n können slch auch durch Beamte 
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oder Angestellte mit Beff.h>;Jung zum Richteramt sowie durch Diplomjuristen im höheren Dienst vertreten 
lassen. · 

Das Niedersächsische Rnanzgericht hat die Postanschrift: Postfach 81 04 62 , 30504 Hannover, und die 
Hausanschrift Hermann-Guthe-Straße 3, 30519 Hannover. sowie die Telefax-Anschlüsse 05111 8408-499, 
-500, -501; der Bundesfinanzhof hat die Postanschrift Postfach 86 02 40, 81629 MOnchen, und die Hausan­
schrift: lsmaninger Str. 100, 31675 München, sowie den Telefax-Ans'chluss: 089/9231-201. 

gez. Gascard gez. Dr. Balke ge~. ~ntemann 

Ausgefertigt: .. : ·:-;···~.o:T' ~ ... r~ :: 
~ \ ~ . .-' ... . 

,..::·~·-- -· · ... :-\ Hannover. den 21. Dezember 2011 

/::' · ·'\ '<;. Niedersächsisches Finanzgericht 
· · · , .. / .. ·· · ·\ Geschäftsstelle 

!i_·-~ ~/~/· ~· - ·~ . ·., I ,I 
i · r,, ' ' ... ·• i .-' ::; 1..{-. r 

,l' ,., ._: ·; \J._J./.(.:'1-{1'-· 
-:· - ~,..:-_i ·' _,->/ Ange(tfillte.tl:\-
. · '· · .·' ~-~;-· a.s Urkundsbeamtlinler der Geschäftsstelle 


